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Nein zur Unternehmenssteuerreform am 24. Februar 2008

Ungerecht, zu teuer und ohne Auswirkungen auf das Wachstum 
und die Beschäftigung
Die Unternehmenssteuerreform II wird vom Bundesrat als Paket zur Förderung der kleinen und mittleren Unternehmen (KMU), der Wettbewerbsfähigkeit und der Beschäftigung verkauft. In Tat und Wahrheit ist die Vorlage teuer und ungerecht und bringt der grossen Mehrheit der KMU keine substanzielle Verbesserung.
Der Kern der Unternehmenssteuerreform ist folgende Bestimmung: Ein Aktionär, der mindestens zehn Prozent einer Aktiengesellschaft besitzt, muss das Aktieneinkommen (Dividenden) nur noch zu 60 Prozent versteuern.
Die Reform ist ungerecht, denn Löhne und Renten werden weiterhin voll besteuert. Sie missachtet auch die in der Bundesverfassung festgeschriebenen Grundsätze der Besteuerung nach der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit und der steuerlichen Behandlungsgleichheit (Einkommen aus der Arbeit und aus dem Kapital müssen gleich besteuert werden).

Ein solches Steuergeschenk an eine Minderheit von Grossaktionären lässt sich nur in Zusammenhang mit dem internationalen Steuerwettbewerb rechtfertigen. Das Schweizer Steuersystem bleibt jedoch im internationalen Vergleich wettbewerbsfähig. Ausserdem ist die Steuergesetzgebung nur ein – wenn auch wichtiger – Faktor unter vielen anderen (z.B. Ausbildung des Personals, Qualität der Infrastruktur, Lebensqualität usw.), die für die Standortattraktivität entscheidend sind. 
Keine positiven Auswirkungen auf das Wachstum
Es gibt keinen Beweis dafür, dass die Unternehmenssteuerreform die Wettbewerbsfähigkeit, das Wachstum und die Beschäftigung fördern würde. Von den 4'700'000 Steuerpflichtigen in unserem Land besitzen nämlich nur etwa 60'000 mindestens zehn Prozent einer Aktiengesellschaft. Und weniger als 10'000 Personen besitzen zehn Prozent einer grossen und rentablen Aktiengesellschaft. 
Die Reform würde sich daher kaum auf das Wachstum auswirken, dies umso mehr, als keine Garantie dafür besteht, dass die Steuererleichterungen der Schweizer Wirtschaft zugute kommen: Es ist sehr wohl möglich, dass die Grossaktionäre das zusätzliche Geld an der Börse investieren oder im Ausland für Prestigekäufe ausgeben, statt es in die Entwicklung von Schweizer Unternehmen zu reinvestieren. 
Die angebliche «wirtschaftliche Doppelbelastung»
Die Reform wird damit begründet, dass die Kapitalgesellschaften gegenüber den Personengesellschaften steuerlich benachteiligt seien, da erstere doppelt besteuert würden: zuerst mit der Gewinnsteuer, dann mit der Einkommenssteuer auf der an die Aktionäre ausgeschütteten Dividende. Das ist das, was die Befürworter der Reform  als «wirtschaftliche Doppelbelastung» bezeichnen.
In Wirklichkeit wird der Gewinn der Kapitalgesellschaften jedoch nur dann stärker besteuert als derjenige der Personengesellschaften, wenn mehr als  66 Prozent des Gewinns als Dividenden ausgeschüttet werden. Es ist übrigens nicht unbedingt wünschenswert,  dass die Unternehmen mehr Dividenden ausschütten. Denn so verfügen sie in schlechten Zeiten über weniger Reserven.  Viele Firmen und Arbeitsplätze konnten in Rezessionsphasen gerade deshalb gerettet werden, weil die Unternehmen über genügend Reserven verfügten.
Geringfügige Vorteile für die grosse Mehrheit der KMU
Mehr als zwei Drittel der KMU sind Personengesellschaften oder Einzelfirmen. Der Inhaber einer kleinen Schreinerei mit einigen Angestellten, die Apothekerin oder der selbstständige Metzgermeister müssen weiterhin ihren gesamten Gewinn versteuern und AHV-Beiträge zahlen. Die Unternehmenssteuerreform bringt ihnen daher nichts, mal abgesehen von Steuererleichterungen in ganz spezifischen Situationen, im Besonderen bei Erbteilung oder Aufgabe der Erwerbstätigkeit.
Diese bescheidenen Vorteile für die Personengesellschaften vermögen jedoch die Steuerausfälle von zwei Milliarden, welche die Unternehmenssteuerreform mit sich bringt, nicht aufzuwiegen.
Steuerausfälle von zwei Milliarden
Der Bund verliert etwa 56 Millionen Franken. Die Verluste der AHV belaufen sich auf 86 bis 130 Millionen, da die Inhaber von Kapitalgesellschaften ihren Lohn lieber in Form von Dividenden beziehen werden, statt sich ein AHV-pflichtiges Salär auszuzahlen.
Am meisten werden jedoch die Kantone und die Gemeinden verlieren: etwa 800 Millionen Franken mit der Teilbesteuerung der Dividenden (wenn von allen Kantonen ein durchschnittlicher Teilbesteuerungssatz von 50 Prozent eingeführt wird) und noch einmal rund eine Milliarde Franken, wenn alle Kantone beschliessen, die Gewinnsteuer an die Kapitalsteuer anzurechnen. 
Diese Ausfälle von etwa zwei Milliarden Franken für die Kantone und die Gemeinden machen über 20 Prozent der von den Unternehmen gezahlten Staats- und Gemeindesteuern aus. Die Folgen? Die öffentliche Hand muss wesentliche Leistungen wie die Unterstützung von Kinderkrippen oder den Ausbau der Infrastruktur kürzen oder aber sich verschulden oder andere Abgaben und Steuern erhöhen. Darunter leiden dann die Haushalte mit tiefen und mittleren Einkommen. Sagen wir also Nein zu einer Reform, die dem allgemeinen Trend zur Verlagerung der Steuerlast vom Kapital- auf das Arbeitseinkommen folgt.
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